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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas 
Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze, Martin 
Stümpfig, Kerstin Celina, Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, Chris-
tine Kamm, Ulrich Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, 
Thomas Mütze, Gisela Sengl, Claudia Stamm, Rosi Steinberger 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Windenergie in Bayern voranbringen – Planungssicherheit für 
Kommunen, Bürgerinnen und Bürger herstellen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich für den Ausbau der Wind-
energie in Bayern einzusetzen und für entsprechende Planungssi-
cherheit zu sorgen. 

In diesem Zusammenhang wird die Staatsregierung dazu aufgefor-
dert, sich für ein endgültiges Zurückziehen des mit Sachsen gemein-
sam eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung des Bau-
gesetzbuchs (BauGB), BR-Drs. 569/13, einzusetzen oder im Bundes-
rat eine Abstimmung über diesen Entwurf zum nächstmöglichen Zeit-
punkt herbeizuführen. 

 

 

Begründung: 

Die von Bayern und Sachsen bereits im Juli 2013 eingebrachte Bun-
desratsinitiative wurde nach Angaben der Staatsregierung von den 
Antragstellern selbst bis zum Wiederaufruf vertagt mit der Begrün-
dung, in der Ferienzeit sei es schwierig, eine Mehrheit für diese Initia-
tive herzustellen. Gleichzeitig wurden die Regionalen Planungsver-
bände sowie die kommunalen Spitzenverbände in mehreren Schrei-
ben aufgefordert, bis zum Inkrafttreten der beabsichtigten Gesetzes-
änderung keine vollendeten Tatsachen hinsichtlich der Genehmigung 
von Windkraftanlagen zu schaffen. Dadurch kommt der Ausbau der 
Windenergie in Bayern zum Erliegen. Denn solange die Staatsregie-
rung im Sinn dieses Antrags nicht tätig wird, herrscht für alle Kommu-
nen, Bürgerinnen und Bürger sowie Behörden, die an konkreten 
Windenergieprojekten arbeiten, höchste Planungsunsicherheit. Diese 
gilt es schnellstmöglich zu beseitigen. 

 

 


